
der Parteien und Massenorganisationen zum politischen 
Kampf gegen den Menschenhandel zu mobilisieren. Die 
Barbarei des deutschen Militarismus muß gründlich 
entlarvt und alle Bürger davon überzeugt werden, daß 
in der gegenwärtigen Zeit des verstärkten Kampfes der 
Militaristen gegen die Deutsche Demokratische Republik 
Reisen nach Westdeutschland jeden Bürger in eine ge­
fährliche Lage bringen. Die Tatsachen beweisen, daß 
jene Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, 
die in Westdeutschland die Politik des Friedens vertei­
digen, von den Bonner Behörden in den Kerker gewor­
fen werden, daß Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik zu Handlungen gegen ihre Regierung und ge­
gen die Politik des Friedens gezwungen werden. Die 
Tatsadien beweisen, daß es die Bonner Militaristen be­
sonders auf die Jugend abgesehen haben, um sie als 
Kanonenfutter der Hitler-Generale in die westdeutsche 
Söldnerarmee zu pressen.
Die Imperialisten benutzen West-Berlin als Menschen­
schleuse. In West-Berlin treiben die Menschenhändler 
in zynischer Weise ihr Unwesen. Deshalb mahnt der 
Zentrale Demokratische Block alle Bürger der DDR, 
Reisen nach und Besuche in West-Berlin im Interesse 
ihrer eigenen Sicherheit, im Interesse ihrer Familien 
und im Interesse der Sache des Friedens zu meiden.

Quelle: „Volksstimme“, Magdeburg, vom 2. 8.1961.

Um den Eindruck zu erwecken, daß die Bevölkerung 
mit dem weitgehenden Reiseverbot einverstanden sei, 
werden in zahlreichen Betriebs- und Hausversammlun­
gen Zustimmung s er klär ungen gesammelt. Diese Erklä­
rungen erscheinen dann zumeist in den Bezirkszeitun­
gen der SED. Sie enthalten Verzichte auf Westreisen, 
fordern auf, von Anträgen abzusehen oder beschuldigen 
sogar die Antragsteller, mit dem Klassenfeind gemein­
same Sache zu machen. Verschiedentlich wird zwar zu­
gegeben, daß durch das Reiseverbot Härten eintreten 
könnten. Solche Härten müßten aber hingenommen 
werden. Außerdem könnten die Familienangehörigen ja 
in die SBZ kommen. Es ist verständlich, daß in vielen 
Fällen und aus den verschiedensten Gründen ein Be­
such in der SBZ nicht immer möglich ist. Den SBZ- 
Machthabern kommt es ja auch vor allem darauf an, 
die Reisen der Bewohner Mitteldeutschlands nach dem 
Westen zu unterbinden.

D O K U M E N T  8 5

Aus: „Keiner fährt in die Westzone.
Willenserklärung der Hausgemeinschaft Wilhelm-
Pieck-Allee 23“

Wir haben dieser Tage unsere Hausversammlung durch­
geführt und dabei auch über die verwerflichen Ma­
chenschaften der Menschenhändler diskutiert. Unsere 
Hausgemeinschaft ist empört über das verbrecherische 
Treiben dieser Kopfjäger, die, von den westdeutschen 
Imperialisten und Militaristen gesteuert, ihr schmutzi­
ges Handwerk ausüben.
Wir haben uns darüber ausgesprochen und erklären, daß 
wir bis zum Abschluß eines Friedensvertrages nicht in 
die Bundesrepublik reisen werden.
Diese Willenserklärung trägt 22 Unterschriften.

Quelle: „Volksstimme“, Magdeburg, vom 14. 8. 1961.

D O K U M E N T  8 6

Aus: „Nein, in diesen Westen fahren wir nicht.
Werktätige wenden sich gegen Fahrten in Ade­
nauers Unrechtstaat“

Berlin (ND). In einer Zuschrift an die „Freiheit“ in 
Halle (Saale) sagt die jugendliche Sachbearbeiter in 
Monika Thiel aus Bad Dürrenberg ihre Meinung zu Be­
suchsreisen nach Westdeutschland. Sie sei dazu durch 
Unterhaltungen in der Straßenbahn angeregt worden, 
die junge Menschen über Westreisen führten. „Auch ich 
liebe die Alpen, den Rhein, die Lüneburger Heide und 
all die schönen Gegenden“, schreibt Monika Thiel u. a. 
„Ich tanze selber gern in unserer Tanzgruppe des Ar­
beiterballetts Buna die Schwarzwälder Suite. Auch ich 
würde gern einmal meinen Urlaub im Schwarzwald ver­
bringen. Aber nicht jetzt. Ich könnte es nicht mit meinem 
Gewissen vereinbaren, wenn ich z. B. bei meinem Bru­
der und dessen Familie in Neukirchen zu Besuch wäre 
und in der Nähe würden aufrechte Menschen aus dem 
Westen oder auch aus unserem Staat im Gefängnis sit­
zen, nur weil sie für den Frieden und das Wohl aller 
einfachen Leute eintreten. Wie ist es denn, wenn ich 
drüben die arme Verwandte spiele, passiert mir nichts, 
aber wenn ich ehrlich bin, wenn ich zu meinem Staat 
stehe, und das werde ich immer tun, sperrt man mich 
ein.

Nein, solange im Westdeutschen Staat Leute an der 
Spitze sind, die Menschen umbrachten, und die heute 
wieder Pläne für ein neues Blutvergießen schmieden, 
will ich nicht nach dem Westen fahren.“
Quelle: „Neues Deutschland “ vom 17. 8.1961.

D O K U M E N T  8 7

Aus: „Soll ich jetzt nach Westdeutschland reisen?“

Jeder von uns hat Verwandte in Westdeutschland. Jeder 
weiß, daß das friedliche Bürger sind. So sind mehr als 
90 Prozent der westdeutschen Bevölkerung. Krieg will 
keiner. Also können getrost alle DDR-Bürger nach 
Westdeutschland reisen? So fragt heute mancher. — Ich 
sage nein, denn im Moment regiert dort — im Gegen­
satz zur DDR — nicht die Mehrheit, sondern Militaristen 
und Imperialisten haben alle entscheidenden Positionen 
besetzt. Vertritt im Westen ein DDR-Bürger die Position 
des Friedens, so läuft er Gefahr, von Faschisten zusam­
mengedroschen oder von Edeljuristen der Bonner Justiz 
verurteilt zu werden. Diesen Fall haben wir ja tausend­
mal erlebt. Hält aber ein DDR-Bürger die Klappe oder 
kriecht er sogar gegenüber der Adenauer-Politik zu 
Kreuze, so fällt er damit der Mehrheit der westdeutschen 
Bevölkerung und allen DDR-Bürgern in den Rücken. 
Das wiederum können wir nicht dulden! Deshalb reisen 
wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht nach NATO- 
Deutschland.
Natürlich ergeben sich aus diesem Standpunkt manche 
Härten und Erschwernisse, für die aber nicht wir, son­
dern die Adenauer-Leute verantwortlich zu machen sind. 
Unsere Verwandten und Freunde sind in der DDR gern 
gesehene Gäste. Auf dem Boden der DDR braucht nie­
mand aus seinem Herzen eine Mördergrube zu machen.

Schleifer Jürgen Schulz,
VEB Wälzlager Berlin

Quelle: „Neues Deutschland“ vom 22. 8. 1961.

Wo es ein Bürger der SBZ wagt, o f f e n  nach den Reise­
möglichkeiten in die Bundesrepublik zu fragen, wird 
er heftig angegriffen. Im Anschluß an eine vor dem 
17. 9. 1961 durchgeführte Wählervertreterkonferenz in 
Dessau veröffentlicht das „Neue Deutschland“ sogar 
einen o f f e n e n  Brief an eine Bürgerin. Diese hatte in 
der Wählervertreterkonferenz erklärt, mit den Absper­
rung smaßnahmen wäre ihr viel Leid gebracht worden 
und sie könne es nicht verstehen, daß Verwandte nicht
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